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Anlage 15 zur GRDrs 772/2011
Stellenschaffung zum Stellenplan 2012
	Org.-Einheit
(aut. Stpl.),
Kostenstelle
	Amt
	Stellen-
wert
Haushalt
	Funktionsbezeichnung
	Anzahl
der
Stellen
	Stellen-
vermerk
	durchschnittl.
jährl. kosten-
wirksamer
Aufwand
Euro

	530 0202
53226000


	Gesundheitsamt
	A 14
EG 5
	Ärztin/Arzt
SB
	0,5

0,5
	--
--
	Kostenneutral



1
Antrag, Stellenausstattung
0,5 Arztstelle und 0,5 Sachbearbeiterstelle für das Sachgebiet Infektionsschutz.

2
Schaffungskriterien

Kostenneutralität (Kostendeckungsgrad rund 92 %) – Schaffung gegen Streichung -

sowie neue gesetzliche Aufgaben, die unter Ziff. 3.1 näher beschrieben werden.
Folgende Stellen werden als Deckungsvorschlag gemeldet:
	Stellennummer
	Wert
	Anzahl

	530 0301 150
	EG 8
	0,5

	530 0202 110
	EG 8
	0,46

	530 0202 380
	EG 5
	0,5


Alle Stellenanteile werden durch Ausscheiden der Stelleninhaber bzw. durch eine interne Umsetzung zum Stellenplan 2012 frei und können gestrichen werden. Dadurch werden 75.144 Euro jährlich eingespart.
3
Bedarf

3.1
Anlass
Mit GRDrs 767/2004 wurde das Gesundheitsamt neu organisiert. In den Ziffern 3 und 4 der Beschlussvorlage wurde unter anderem bestimmt, dass eine weitere 0,5 Arztstelle für den Infektionsschutz geschaffen werden soll, sobald die notwendige haushaltsrechtliche Deckung durch entsprechende Stellenstreichungen eingetreten ist. Dies ist noch nicht erfolgt.
Wir hatten Ihnen im Rahmen des „kleinen Stellenplanverfahrens“ zum Stellenplan 2011 mitgeteilt, dass über die endgültige Verwendung dieser 0,5 Stelle noch zu entscheiden ist. Es war zwischenzeitlich beabsichtigt, die Stellenanteile für die Gesundheits- und Sozialplanung zu verwenden.

Aufgrund neuer Entwicklungen wird nun doch eine 0,5 Arztstelle und eine 0,5 Sachbearbeiterstelle benötigt. 
Neu hinzugekommen sind Aufgaben im Bereich des Katastrophenschutzes: Außer den Aufgaben im Rahmen der Pandemieplanung, die bisher ohne zusätzliche Stellenanteile  zu bewältigen waren, sind inzwischen auch Aufgaben nach dem Landeskrankenhausgesetz neu wahrzunehmen (Überprüfung der Krankenhausnotfallplanung) sowie neue Aufgaben im Rahmen des städtischen Notfallmanagements für Großschadenslagen. Hintergrund ist die Gewährleistung der Sicherheit für die Bürger/innen vor erhöhten Gefahren sowohl durch neu auftretende Infektionen (z. B. Influenza-Pandemie, SARS, Vogelgrippe) als auch durch bioterroristische Bedrohungen.   
Mit der Änderung der Bestattungsverordnung, in Kraft seit 17. September 2010, wurden die Gesundheitsämter verpflichtet, die Todesbescheinigungen elektronisch zu archivieren und dem Statistischen Landesamt zu übermitteln. Übergangsweise kann die Übermittlung bis 31. Dezember 2011 auf schriftlichem Wege erfolgen (§ 12 Abs. 7 BestattungsVO i. V. m. § 4 Abs. 7 Landeskrebsregistergesetz).

Ab 1. Januar 2012 muss diese Aufgabe erledigt werden. In Stuttgart sind jährlich ca. 6.000 Todesbescheinigungen zu bearbeiten und die erforderlichen Daten der Verstorbenen einzugeben. Dabei ist auch eine ärztliche Plausibilitäts- und Qualitätsprüfung erforderlich. Mit diesen zusätzlichen Aufgaben ist ein erheblicher personeller Mehraufwand verbunden. Ein (gesonderter) Landeszuschuss ist nicht zu erwarten, obwohl er vom Städtetag Baden-Württemberg gefordert wurde. Der zusätzliche Aufwand wird wie folgt berechnet: Zeitbedarf für Überprüfungen, notwendige Rückfragen und Ermittlungen, Ergänzungen und Korrekturen sowie Datenerfassung einschließlich der Dateneingabe in ein spezielles EDV-Programm zwischen 10 und 30 Minuten pro Fall, im Schnitt 15 – 20 Minuten, bei 6.000 Fällen 1.500 bis 2.000 Arbeitsstunden jährlich (entspricht 1,0 Stelle). Diese Schätzungen beruhen auf Erfahrungswerten und Überlegungen anderer Gesundheitsämter, die bereits mit dieser Aufgabe begonnen haben.
3.2
Bisherige Aufgabenwahrnehmung

Im Bereich des Katastrophenschutzes konnten die GSE-Module (GSE = Großschadensereignis) und die Aktualisierung des Pandemieplans (in Zuarbeit für die federführende Branddirektion) nur unvollständig bearbeitet werden. 

Die ärztliche Qualitäts- und Plausibilitätsprüfung gemäß der Bestattungsverordnung war bisher nicht in diesem Umfang erforderlich, da die Daten im Statistischen Landesamt eingegeben wurden.

3.3
Auswirkungen bei Ablehnung der Stellenschaffungen

Die Aufgaben können nicht erledigt werden. Eine interne Umschichtung ist nicht möglich, da im Bereich Infektionsschutz nur Pflichtaufgaben erledigt werden und nicht zurückstehen können. Beim Gesundheitsamt wurden seit 2003 im Assistenzbereich allein wegen Haushaltskonsolidierungsmaßnahmen über 16 Stellen gestrichen (Umorganisation und Auslagerungen nicht eingerechnet).
Beim Vollzug der Bestattungsverordnung ist mit fehlerhafter Dateneingabe zu rechnen, da die medizinische Plausibilität nicht kontrolliert werden kann.
4
Stellenvermerke

keine
